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befristete Änderungsverträge abgeschlossen, so u. a. am 
21. Juni 1983. Dieser Vertrag sah vor, daß die Klägerin ab 
11. Juni 1983 als „Verkaufsstellenleiterin in der Verkaufs­
stelle in R. bis zur Rückkehr der Kollegin I. von der Freistel­
lung gemäß § 246 AGB“ eingesetzt wurde. Der Vertrag ent­
hielt weiter die Bemerkung: „Unterschriftsleistung (damit ist 
die Unterschriftsleistung durch die Klägerin gemeint) nach 
Mitteilung.“ Überdies ist im Änderungsvertrag vom 21. Juni 
1983 unter Ziff. 1.3. folgender Zusatz enthalten: „Perspekti­
vischer Einsatz: Kaufhalle С., IV. Quartal 1984; Arbeitsauf­
gabe : Leiter des Objekts. “

Die Klägerin bestand in der Folgezeit darauf, spätestens 
zum 1. Januar 1985 entsprechend dem in dem Änderungsver­
trag vom 21. Juni 1983 erwähnten „perspektivischen Einsatz“ 
als Leiterin der Kaufhalle in C. beschäftigt zu werden. Das 
lehnte die Verklagte ab. Daraufhin arbeitete die Klägerin 
wieder (ab 9. Januar 1985 bis zu ihrem Ausscheiden aus dem 
Betrieb zum 31. Januar 1986) als Leiterin der Verkaufsein­
richtung in B.

Dieser Sachverhalt ist unstreitig. Er ergibt sich u. a. aus 
den von der Klägerin mit Einreichung der Klage übergebe­
nen Unterlagen.

Mit der Behauptung, ab 9. Januar 1985 nicht auf der 
Grundlage arbeitsvertraglich getroffener Absprachen, sondern 
gegen ihren Willen und nur deshalb wieder in der Verkaufs­
einrichtung in B. als Leiterin gearbeitet zu haben, um nicht 
ohne Arbeit zu sein, hat die Klägerin die Differenz zwischen 
dem bei einem Einsatz in der Kaufhalle in C. — wie in dem 
Änderungsvertrag vom 21. Juni 1983 zugesichert — möglichen 
und dem tatsächlich in der Verkaufseinrichtung in B. erziel­
ten Arbeitseinkommen in Höhe von monatlich 90 M für die 
Zeit ihrer Wiederbeschäftigung in B. (9. Januar 1985 bis 
31. Januar 1986) gefordert.

Die darauf gerichtete Klage hat das Kreisgericht abge­
wiesen. Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung der Klä­
gerin hat das Bezirksgericht als unbegründet abgewiesen.

Die Instanzgerichte sind davon ausgegangen, daß die Ent­
lohnung der Klägerin in dem hier in Betracht kommenden 
Zeitraum zutreffend erfolgt sei. Ab 9. Januar 1985 sei sie 
— so das Kreisgericht — auf der Grundlage eines mündlich 
zustande gekommenen Änderungsyertrages wieder in der 
Verkaufseinrichtung in B. tätig gewesen. Hierfür hätte ihr 
eine Entlohnung nach der Gehaltsgruppe 8 zugestanden, die 
sie auch erhalten hat. Zu dem gleichen Ergebnis gelangte das 
Bezirksgericht, wenn auch mit einer hiervon abweichenden 
rechtlichen Begründung: Der zeitweilige Einsatz der Kläge­
rin in anderen Verkaufseinrichtungen stelle sich seinem We­
sen nach als eine mit Einverständnis der Klägerin erfolgte 
vorübergehende Übertragung einer anderen Arbeit dar, so 
daß nach deren Beendigung die Klägerin ab 9. Januar 1985 
wieder auf der Grundlage ihres Arbeitsvertrages vom Ja­
nuar 1980 in der Verkaufseinrichtung in B. gearbeitet habe.

Gegen das Urteil des Bezirksgerichts richtet sich der Kas­
sationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus der Begründung:
Im vorliegenden Streitfall hatten die Gerichte zu klären und 
zu entscheiden, welche rechtliche Bedeutung der in dem be­
fristeten Änderungsvertrag vom 21. Juni 1983 enthaltene Zu­
satz hat: „Perspektivischer Einsatz: Kaufhalle С., IV. Quar­
tal 1984; Arbeitsaufgabe: Leiter des Objekts.“

Das Bezirksgericht hat diesem Zusatz keine rechtserhebli­
che Bedeutung beigemessen, da es in dieser Formulierung le­
diglich eine Zusicherung der Verklagten zum Abschluß eines 
Änderungsvertrages mit einer höher bewerteten Arbeitsauf­
gabe erblicht hat. Da dieser Änderungsvertrag nicht zustande 
gekommen sei, sei auch kein Lohn- oder Schadenersatzan­
spruch für die Niehtübertragung der höher bewerteten Arbeit 
und den Ausfall des höheren Lohnes entstanden.

Diese Auffassung des Bezirksgerichts läßt außer Betracht, 
daß die Klägerin die Unterschrift unter den Änderungsver­
trag vom 21. Juni 1983 zunächst verzögerte bzw. diese erst 
„nach Mitteilung vom 22. Juli 1983“ leistete. Was mit dieser 
„Mitteilung vom 22. Juli 1983“ gemeint war, hätte aber — da 
deren Inhalt den Instanzgerichten Vorgelegen hat — näher 
geprüft werden müssen. Diese „Mitteilung“ lautet nämlich: 
„Werte Kolln. K.! Ich hoffe, daß ich jetzt Ihren Forderungen 
entspreche. Der Einsatz macht sich sofort nach der Rückkehr 
der Kolln. I. erforderlich. So Grundsatzentscheidung IV/84.“

Im Hinblick darauf, daß die Klägerin zunächst deshalb 
die Unterschrift unter den befristeten Änderungsvertrag vom

21. Juni 1983 verweigerte, weil sie wünschte, daß für sie er­
sichtlich sein müsse, ab wann und als. was ihr Einsatz in 
der Kaufhalle C. geplant sei und „welche Arbeitsaufgabe 
nach Ablauf der im Änderungsvertrag genannten Arbeitsauf­
gabe in Kraft“ träte, kommt der erwähnten nachträglichen 
Zusicherung sowohl in der hierauf erfolgenden Mitteilung 
eines Kaderverantwortlichen des Betriebes an die Klägerin 
als auch durch den in den Änderungsvertrag vom 21. Juni 1983 
aufgenommenen entsprechenden Zusatz: „Perspektivischer 
Einsatz: Kaufhalle С., IV. Quartal 1984; Arbeitsaufgabe: Lei­
ter des Objekts“ u. U. der Charakter eines weiteren rechts­
wirksam zustande gekommenen Änderungsvertrages zu, in 
dem alle notwendigen Elemente (Arbeitsaufgabe, Arbeitsort, 
Beginn der Aufnahme der Tätigkeit in der Kaufhalle C.) ver­
einbart wurden und der spätestens im IV. Quartal 1984 ver­
wirklicht werden sollte. Es ist deshalb erforderlich, bei der 
weiteren Sachaufklärung den Verantwortlichen des Betriebes, 
der die Mitteilung vom 22. Juli 1983 sowie die inhaltliche Ab­
fassung des befristeten Arbeitsvertrages vom 21. Juni' 1983 
vor allem zu Ziff. 1.3. zu verantworten hat, dazu zu hören, 
was mit den der Klägerin gegebenen Zusicherungen hinsicht­
lich ihres künftigen Einsatzes in der Kaufhalle C. beabsichtigt 
war und wie diese Zusicherungen zustande gekommen sind.

Nach dem Inhalt des Änderungsvertrages vom 21. Juni 1983 
in Verbindung mit der „Mitteilung“ vom 22. Juli 1983 muß 
nach dem gegenwärtigen Stand der Erkenntnisse davon aus­
gegangen werden, daß es sich hierbei keineswegs nur um 
eine unverbindliche Zusicherung des Betriebes, sondern um 
einen arbeitsrechtlichen Vertragsabschluß gehandelt hat, von 
dem sich die Verklagte nicht einseitig lösen durfte. Sollte die 
Verklagte nicht in der Lage sein, diese gegen sie sprechende 
Annahme mit überzeugenden Sachgründen zu widerlegen, 
wäre der dennoch ab 9. Januar 1985 erfolgte Wiedereinsatz der 
Klägerin in der Verkaufseinrichtung in B. seitens der Ver­
klagten seinem Wesen nach erneut eine vorübergehende 
Übertragung einer anderen Arbeit, mit der der Anspruch der 
Klägerin auf Lohn nach der für die Kaufhalle C. geltenden 
Eingruppierung der Tätigkeit des'Leiters nicht entfällt.

Aus den dargelegten Gründen war das Urteil des Bezirks­
gerichts aufzuheben. Das Bezirksgericht ist gehalten, nach 
Zurückverweisung des Streitfalles erneut über die Berufung 
der Klägerin gegen das kreisgerichtliche Urteil unter Beach­
tung der ihm zur weiteren Sachaufklärung gegebenen Hin­
weise zu verhandeln und zu befinden. In diesem Sinne hat 
sich auch der im Kassationsverfahren mitwirkende Vertreter 
des Zentralvörstandes der Gewerkschaft Handel, Nahrung und 
Genuß geäußert.

§§ 172 ff. AGB.
Muß eine Verkaufskraft im durchgehenden Drei-Schicht- 
System infolge mangelnder Arbeitsorganisation nach dem 
Ende ihrer täglichen Arbeitszeit den Warenumsatz aus ihrer 
Schicht abrechnen und den Warenbestand dem ablösenden 
Werktätigen übergeben, so liegt nicht lediglich eine gering­
fügige Überlappung der Arbeitszeiten bei der Schichtübergabe 
ohne Vergütungsanspruch, sondern Überstundenarbeit vor, 
die nach den Rechtsvorschriften zu vergüten ist. Dem An­
spruch kann angesichts der vom Betrieb zu vertretenden 
Mängel nicht entgegengehalten werden, eine Anordnung oder 
Duldung von Überstunden liege nicht vor.
OG, Urteil vom 19. Dezember 1986 — OAK 38/86.

Die Klägerin arbeitet bei der Verklagten als Verkäuferin in 
einer Kantine im durchgehenden Drei-Schicht-System. Je­
weils am Ende ihrer Schicht muß sie den Warenumsatz aus 
dem sog. persönlichen Haftungsbereich abrechnen und den 
Warenbestand des sog. gemeinsamen Haftungsbereichs der 
nachfolgenden Verkäuferin übergeben. In Abhängigkeit vom 
Umsatz waren hierfür unterschiedliche Zeiten erforderlich, 
die über die tägliche Arbeitszeit hinausgingen. Bemühungen 
der Klägerin um Bezahlung der Arbeit in diesen Zeiten 
brachten kein Ergebnis. Sie wandte sich deshalb mit einer 
Eingabe an den zuständigen Minister. In dessen Auftrag 
wurde nach Prüfung der Sachlage veranlaßt, für die Ablöse­
zeiten als Ausgleich monatlich einen Ruhetag oder die ent­
sprechende Vergütung zu gewähren. Außerdem sollten die 
Öffnungszeiten der Versorgungseinrichtung geprüft und ggf.


